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 Blatt 26
BILANZ zum 31. Dezember 2022

Betrieb und Verwaltung Eishalle Königsbrunn Kommunalunternehmen, 86343 Königsbrunn

Bader & Kollegen
Steuerberater - Rechtsanwälte

Schießgrabenstr. 32, 86150 Augsburg

AKTIVA PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögens-
gegenstände

1. entgeltlich erworbene
Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen
Rechten und Werten 1.486,53 879,53

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte mit
Wohnbauten 27.848,00 32.025,00

2. sonstige Maschinen und
maschinelle Anlagen 28.767,00 18.960,00

3. Betriebs- und
Geschäftsausstattung 37.007,82 35.181,44

93.622,82 86.166,44

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe 2.339,29 2.322,07

A. Eigenkapital

I. Stammkapital 360.000,00 360.000,00

II. Gewinn / Verlust
 Verwendung für/
 Ausgleich durch

a) Abführung an den Haushalt
der Gemeinde 362.822,06- 325.357,40-

1. Jahresverlust 312.020,49- 362.822,06-

nicht gedeckter Fehlbetrag 314.842,55 328.179,46

buchmäßiges Eigenkapital 0,00 0,00

B. Rückstellungen

1. Sonstige Rückstellungen 41.584,00 26.665,00

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 9,99 0,00
- davon mit einer Restlaufzeit

bis zu einem Jahr
EUR 9,99 (EUR 0,00)

Übertrag 97.448,64 89.368,04
0,00

Übertrag 9,99 404.406,06 26.665,00
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BILANZ zum 31. Dezember 2022

Betrieb und Verwaltung Eishalle Königsbrunn Kommunalunternehmen, 86343 Königsbrunn

Bader & Kollegen
Steuerberater - Rechtsanwälte

Schießgrabenstr. 32, 86150 Augsburg

AKTIVA PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR

Übertrag 97.448,64 89.368,04 Übertrag 9,99 404.406,06 26.665,00
0,00

II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen
und Leistungen 30.291,93 19.349,56

2. Forderungen an die Gemeinde /
andere Eigenbetriebe 10.288,48 8.395,66

3. sonstige Vermögensgegenstände 720,81 5.992,43
41.301,22 33.737,65

III. Schecks, Kassenbestand,
Bundesbank- und Postgiro-
guthaben, Guthaben bei
Kreditinstituten 224.133,34 132.831,90

C. Rechnungsabgrenzungsposten 3.306,11 4.468,60

D. Nicht durch Eigenkapital
gedeckter Fehlbetrag 314.842,55 328.179,46

2. erhaltene Anzahlungen auf
Bestellungen 0,00 3.616,07
- davon mit einer Restlaufzeit

bis zu einem Jahr
EUR 0,00 (EUR 3.616,07)

3. Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen 18.243,88 17.635,27
- davon mit einer Restlaufzeit

bis zu einem Jahr
EUR 18.243,88 (EUR 17.635,27)

4. Verbindlichkeiten gegenüber
der Gemeinde / anderen
Eigenbetrieben 551.085,05 517.385,69
- davon mit einer Restlaufzeit

bis zu einem Jahr
EUR 548.270,23 
(EUR 517.361,89)

5. Sonstige Verbindlichkeiten 65.646,44 18.876,11
634.985,36 557.513,14

- davon aus Steuern
EUR 27.960,16 (EUR 8.272,44)

- davon im Rahmen der
sozialen Sicherheit
EUR 583,14 (EUR 700,60)

- davon mit einer Restlaufzeit
bis zu einem Jahr
EUR 128.362,81 
(EUR 243.651,84)

Übertrag 681.031,86 588.585,65 Übertrag 1.039.391,42 584.178,14
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BILANZ zum 31. Dezember 2022

Betrieb und Verwaltung Eishalle Königsbrunn Kommunalunternehmen, 86343 Königsbrunn

Bader & Kollegen
Steuerberater - Rechtsanwälte

Schießgrabenstr. 32, 86150 Augsburg

AKTIVA PASSIVA

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR EUR

Übertrag 681.031,86 588.585,65 Übertrag 1.039.391,42 584.178,14

D. Rechnungsabgrenzungsposten 4.462,50 4.407,51

681.031,86 588.585,65 681.031,86 588.585,65



GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG vom 01.01.2022 bis 31.12.2022 Blatt 29

Betrieb und Verwaltung Eishalle Königsbrunn Kommunalunternehmen, 86343 Königsbrunn

    
 Bader & Kollegen Schießgrabenstr. 32
 Steuerberater 86150 Augsburg
 Rechtsanwälte

Geschäftsjahr Vorjahr
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 460.605,82 266.074,53

2. sonstige betriebliche Erträge 2.938,95 23.245,91

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für

bezogene Waren 185.986,38 124.099,40
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 120.033,38 115.640,65

306.019,76 239.740,05

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 253.222,65 254.307,89
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung

und für Unterstützung 56.042,11 52.460,20
309.264,76 306.768,09

5. Abschreibungen
auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagever-
mögens und Sachanlagen 22.371,04 19.135,31

6. sonstige betriebliche Aufwendungen 137.548,66 86.315,36

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 361,04 183,69

8. Ergebnis nach Steuern 312.020,49- 362.822,06-

9. Jahresverlust 312.020,49 362.822,06

Nachrichtlich

Behandlung des Jahresverlustes
a) aus dem Haushalt der Gemeinde auszugleichen 312.020,49- 362.822,06

b) Saldo nachrichtliche Gewinnverwendung 312.020,49- 362.822,06



Erstellungsbericht zum 31.12.2022 Blatt 41

Betrieb und Verwaltung Eishalle Königsbrunn Kommunalunternehmen, 86343 Königsbrunn 

    
 Bader & Kollegen Schießgrabenstr. 32
 Steuerberater 86150 Augsburg
 Rechtsanwälte

Bescheinigung

Bescheinigung des Steuerberaters über die Erstellung

An das Kommunalunternehmen Betrieb und Verwaltung Eishalle Königsbrunn

Grundlage für die Erstellung waren die uns vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise, die wir

auftragsgemäß nicht geprüft haben, sowie die uns erteilten Auskünfte.

Die Buchführung sowie die Aufstellung des Inventars und des Jahresabschlusses nach den deutschen han-

delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen     lie gen in der Ver antwortung der

gesetzli chen Vertreter der Gesellschaft.

Wir haben unseren Auftrag unter Beachtung des IDW Stand ards: Grundsätze für die Er stel lung von Jah res-

abschlüssen (IDW S 7 (03.2021)) durchgeführt. Dieser um fasst die Ent wicklung der Bilanz und der Ge winn-

und Ver lust rechnung auf Grundlage der Buch füh rung und des Inventars sowie der Vor ga ben zu den an-

zuwen denden Bi lanzierungs- und Bewer tungsme tho den.

Die Erstellung des von den gesetzlichen Vertretern aufgestellten und dem nachstehenden Jahresab schluss

bei ge fügten La ge be richts und des sen Be urteilung waren nicht Ge genstand unseres Erstel lungsauf trags.

Augsburg, Februar 2023

Bader & Kollegen
Steuerberater
Rechtsanwälte



Allgemeine Auftragsbedingungen
für Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften

Stand: 1. Januar 2002

Die folgenden „Allgemeinen Auftragsbedingungen“ gelten für Verträge zwischen Steuerberatern, Steuerbevollmächtigten sowie Steuer be ra tungs-
gesellschaften (im folgenden „Steuerberater“ genannt) und ihren Auftraggebern, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich vereinbart oder gesetzlich
zwingend vorgeschrieben ist.
1. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Für den Umfang der vom Steuerberater zu erbringenden Leistungen ist der erteilte Auftrag maßgebend. Mit Erteilung des Auftrags kommt der
Steuerberatungsvertrag zustande, wenn der Steuerberater den Auftrag nicht unverzüglich ablehnt.

(2) Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Berufsausübung ausgeführt.
(3) Der Steuerberater wird die vom Auftraggeber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig zugrunde legen. Soweit er Unrichtig-

keiten feststellt, ist er verpflichtet, darauf hinzuweisen. 
(4) Die Prüfung der Richtigkeit, Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit der übergebenen Unterlagen und Zahlen, insbesondere der Buch füh rung

und Bilanz, gehört nur zum Auftrag, wenn dies schriftlich vereinbart ist.Der Auftrag stellt keine Vollmacht für die Vertretung vor Behörden,
Gerichten und sonstigen Stellen dar. Sie ist gesondert zu erteilen. Ist wegen den Abwesenheit des Auftraggebers eine Abstimmung mit diesem
über die Einlegung von Rechtsbehelfen oder Rechts mitteln nicht möglich, ist der Steuerberater im Zweifel zu fristwahrenden Handlungen
berechtigt und verpflichtet. 

2. Verschwiegenheitspflicht
(1) Der Steuerberater ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit der Ausführung des Auftrags

zur Kenntnis gelangen, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn schriftlich von dieser Verpflichtung entbindet. Die
Ver  schwie gen  heitspflicht besteht auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses fort.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht im gleichen Umfang auch für die Mitarbeiter des Steuerberaters.
(3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die Offenlegung zur Wahrung berechtigter Interessen des Steuerberaters er for der lich ist. Der

Steuerberater ist auch insoweit von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, als er nach den Versicherungsbedingungen seiner Berufshaft pflicht -
versicherung zur Information und Mitwirkung verpflichtet ist.

(4) Gesetzliche Auskunfts- und Aussageverweigerungsrechte nach § 102 AO, § 53 StPO § 383 ZPO (a.F.) bleiben unberührt.
(5) Der Steuerberater darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit

Einwilligung des Auftraggebers aushändigen.
3. Mitwirkung Dritter

(1) Der Steuerberater ist berechtigt, zur Ausführung des Auftrags Mitarbeiter, fachkundige Dritte sowie datenverarbeitende Unternehmen
heranzuziehen.

(2) Bei der Heranziehung von fachkundigen Dritten und datenverarbeitenden Unternehmen hat der Steuerberater dafür zu sorgen, dass diese sich
zur Verschwiegenheit entsprechend Nr. 2 Abs. 1 verpflichten.

(3) Der Steuerberater ist berechtigt, allgemeinen Vertretern (§ 69 StBerG) sowie Praxistreuhändern (§ 71 StBerG) im Falle ihrer Bestellung Ein sicht-
nahme in die Handakten i.S.d. § 66 Abs. 2 StBerG zu verschaffen.

4. Mängelbeseitigung
(1) Der Auftraggeber hat Anspruch auf Beseitigung etwaiger Mängel.  Dem Steuerberater ist Gelegenheit zur Nachbesserung zu geben.
(2) Beseitigt der Steuerberater die geltend gemachten Mängel nicht innerhalb einer angemessenen Frist oder lehnt er die Mängel be sei tigung ab, so

kann der Auftraggeber auf Kosten des Steuerberaters die Mängel durch einen anderen Steuerberater beseitigen lassen, bzw. nach seiner Wahl
Herabsetzung der Vergütung oder Rückgängigmachung des Vertrags verlangen.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten (z.B. Schreibfehler, Rechenfehler) können vom Steuerberater jederzeit auch Dritten gegenüber berichtigt werden.
Sonstige Mängel darf der Steuerberater Dritten gegenüber mit Einwilligung des Auftraggebers berichtigen. Die Einwilligung ist nicht erforder lich,
wenn berechtigte Interessen des Steuerberaters den Interessen des Auftraggebers vorgehen.

5. Haftung
(1) Der Steuerberater haftet für eigenes sowie für das Verschulden seiner Erfüllungsgehilfen.
(2) Der Anspruch des Auftraggebers gegen den Steuerberater auf Ersatz eines nach Abs. 1 verursachten Schadens wird auf 1.000.000,00 EUR 

(in Worten: eine Million Euro) begrenzt, soweit nicht grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz vorliegt und es sich nicht um Schäden aus der Ver let-
zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit handelt.

(3) Soweit im Einzelfall hiervon abgewichen, insbesondere die Haftung auf einen geringeren als den in Abs. 2 genannten Betrag begrenzt werden soll,
bedarf es einer schriftlichen Vereinbarung, die gesondert zu erstellen ist und dem Auftraggeber zusammen mit diesen Allgemeinen Auftrags-
bedin gungen bei Vertragsabschluss ausgehändigt werden soll.

(4) Soweit ein Schadensersatzanspruch des Auftraggebers kraft Gesetztes nicht einer kürzeren Verjährungsfrist unterliegt, verjährt er in drei Jahren
von dem Zeitpunkt an, in dem der Anspruch entstanden ist.

6. Pflichten des Auftraggebers
(1) Der Auftraggeber ist zur Mitwirkung verpflichtet, soweit es zur ordnungsgemäßen Erledigung des Auftrags erforderlich ist. Ins be son dere hat er

dem Steuerberater unaufgefordert alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen vollständig und so recht zeitig zu übergeben,
dass dem Steuerberater eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung  steht. Entsprechendes gilt für die Unterrichtung über alle Vorgänge
und Umstände die für die Ausführung des Auftrags von Bedeutung sein können. Der Mandant ist verpflichtet, alle schriftlichen und münd-
lichen Mitteilungen des Steuerberaters zur Kenntnis zu nehmen und bei Zweifelsfragen Rücksprache zu halten.

(2) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit des Steuerberaters oder seiner Erfüllungsgehilfen beeinträchtigen könnte.
(3) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Arbeitsergebnisse des Steuerberaters nur mit dessen schriftlicher Einwilligung weiterzugeben, soweit sich

nicht bereits aus dem Auftragsinhalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten ergibt.
(4) Setzt der Steuerberater beim Auftraggeber in dessen Räumen Datenverarbeitungsprogramme ein, so ist der Auftraggeber verpflichtet, den

Hinweisen des Steuerberaters zur Installation und Anwendung nachzukommen. Des weiteren ist der Auftraggeber verpflichtet und berechtigt,
die Programme nur in dem vom Steuerberater vorgeschriebenen Umfang zu vervielfältigen. Der Auftraggeber darf die Programme nicht
verbreiten. Der Steuerberater bleibt Inhaber der Nutzungsrechte. Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was der Ausübung der Nutzungs-
rechte an den Programmen durch den Steuerberater entgegensteht.

7. Unterlassene Mitwirkung und Annahmeverzug des Auftraggebers
Unterläßt der Auftraggeber eine ihm nach Nr. 6 oder sonstwie obliegende Mitwirkung oder kommt er mit der Annahme der vom Steuerberater

angebotenen Leistung in Verzug, so ist der Steuerberater berechtigt, eine angemessene Frist mit der Erklärung zu bestimmen, dass er die Fort set zung
des Vertrags nach Ablauf der Frist ablehnt. Nach erfolglosem Ablauf der Frist darf der Steuerberater den Vertrag fristlos kündigen (vgl. § 10 Abs. 3)
Unberührt bleibt der Anspruch des Steuerberaters auf Ersatz der ihm durch den Verzug oder die unterlassene Mitwirkung des Auftrag gebers
entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, und zwar auch dann, wenn der Steuerberater von dem Kündigungsrecht keinen
Gebrauch macht. 



8. Bemessung der Vergütung
(1) Die Vergütung (Gebühren und Auslagenersatz) des Steuerberaters für seine Berufstätigkeit nach § 33 StBerG bemisst sich nach der Gebühren-

ver ordnung für Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften.
(2) Für Tätigkeiten, die in der Gebührenverordnung keine Regelung erfahren (z.B. § 57 Abs. 3 Nrn. 2 und 3 StBerG), gilt die vereinbarte Ver gü-

tung, andernfalls die übliche Vergütung (§ 612 Abs. 2 und § 632 Abs. 2 BGB).
(3) Eine Aufrechnung gegenüber einem Vergütungsanspruch des Steuerberaters ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig fest ge stell ten

Forderungen zulässig.
9. Vorschuss

(1) Für bereits entstandene und die voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen kann der Steuerberater einen Vorschuss fordern.
(2) Wird der eingeforderte Vorschuss nicht gezahlt, kann der Steuerberater  nach vorheriger Ankündigung seine weitere Tätigkeit für den Mandan ten

einstellen, bis der Vorschuss eingeht. Der Steuerberater ist verpflichtet, seine Absicht, die Tätigkeit einzustellen, dem Mandanten rechtzeitig
bekannt zu geben, wenn dem Auftraggeber Nachteile aus einer Einstellung der Tätigkeit erwachsen können. 

10. Beendigung des Vertrags 
(1) Der Vertrag endet durch Erfüllung der vereinbarten Leistungen, durch Ablauf der vereinbarten Laufzeit oder durch Kündigung. Der Vertrag

endet nicht durch den Tod, durch den Eintritt der Geschäftsunfähigkeit oder im Falle einer Gesellschaft durch deren Auflösung, gleich, bei
welcher Partei.

(2) Ein auf unbestimmte Zeit geschlossener Vertrag kann – wenn und soweit er einen Dienstvertrag  im Sinne der §§ 611, 675 BGB dar stellt – von
jedem  Ver tragspartner nach Maßgabe der §§ 626 ff. BGB gekündigt werden; die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen. Soweit im Einzelfall
hier von abge wichen werden soll, bedarf es einer schriftlichen Vereinbarung, die gesondert zu erstellen ist und dem Auftraggeber zusammen
mit diesen Allge meinen Auftragsbedingungen bei Vertragsabschluss ausgehändigt werden soll.

(3) Bei Kündigung des Vertrags durch den Steuerberater sind zur Vermeidung von Rechtsverlusten des Auftraggebers in jedem Fall noch die jenigen
Handlungen vorzunehmen, die zumutbar sind und keinen Aufschub dulden (z. B. Fristverlängerungsantrag bei drohendem Fristablauf). Auch
für diese Handlungen haftet der Steuerberater nach Nr. 5.

(4) Der Steuerberater ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles. was er zur Ausführung des Auftrags erhält oder erhalten hat und was er aus der
Geschäfts besorgung erlangt, herauszugeben, sofern keine offenen Gebührenforderungen bestehen, § 12 Abs. 4.  
Außerdem ist der Steuer berater verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den Stand der
Ange legen heit Auskunft zu erteilen und Rechenschaft abzulegen.

(5) Mit Beendigung des Vertrags hat der Auftraggeber dem Steuerberater die bei ihm zur Ausführung des Auftrags eingesetzten Datenverar beitungs-
pro gram me einschließlich angefertigter Kopien sowie sonstige Programmunterlagen unverzüglich herauszugeben bzw. vom EDV-System zu
löschen. Bei Kündigung des Vertrags durch den Steuerberater kann der Mandant jedoch die Programme für einen noch zu vereinbarenden
Zeitraum zurückbehalten, soweit dies zu Vermeidung von Rechtsnachteilen unbedingt erforderlich ist.

(6) Nach Beendigung des Mandatsverhältnisses sind die Unterlagen beim Steuerberater abzuholen. 
11. Vergütungsanspruch bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags

Endet der Auftrag vor seiner vollständigen Ausführung, so richtet sich der Vergütungsanspruch des Steuerberaters nach dem Gesetz. Soweit im
Einzelfall hiervon abgewichen werden soll, bedarf es einer schriftlichen Vereinbarung, die gesondert zu erstellen ist und dem Auftraggeber zusam men
mit diesen Allgemeinen Auftragsbedingungen bei Vertragsabschluss ausgehändigt werden soll.

12. Aufbewahrung, Herausgabe und Zurückbehaltungsrecht von Arbeitsergebnissen und Unterlagen
(1) Der Steuerberater hat die Handakten auf die Dauer von sieben Jahren nach Beendigung des Auftrags aufzubewahren. Diese Verpflichtung

erlischt jedoch schon vor Beendigung dieses Zeitraums, wenn der Steuerberater den Auftraggeber schriftlich aufgefordert hat, die Handakten
in mpfang zu nehmen, und der Auftraggeber dieser Aufforderung binnen sechs Monaten, nachdem er sie erhalten hat, nicht nachgekommen
ist.

(2) Zu den Handakten im Sinne dieser Vorschrift gehören alle Schriftstücke, die der Steuerberater aus Anlass seiner beruflichen Tätigkeit von dem
Auftraggeber oder für ihn erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Briefwechsel zwischen dem Steuerberater und seinem Auftraggeber und
für die Schriftstücke, die dieser bereits in Urschrift oder Abschrift erhalten hat, sowie für die zu internen Zwecken ge fertigten Arbeitspapiere.

(3) Auf Anforderung des Auftraggebers, spätestens nach Beendigung des Auftrags, hat der Steuerberater dem Auftraggeber die Hand akten innerhalb
einer angemessenen Frist herauszugeben. Der Steuerberater kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder
Fotokopien anfertigen und zurückbehalten.

(4) Der Steuerberater kann die Herausgabe seiner Arbeitsergebnisse und der Handakten verweigern, bis er wegen seiner Gebühren und Auslagen
befriedigt ist. Dies gilt nicht, soweit die Zurückbehaltung nach den Umständen, insbesondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit der
geschuldeten Beträge, gegen Treu und Glauben verstoßen würde. Bis zur Beseitigung vom Auftraggeber rechtzeitig geltend gemachter Mängel
ist der Auftraggeber zur Zurückhaltung eines angemessenen teils der Vergütung berechtigt.

13. Anzuwendendes Recht und Erfüllungsort
(1) Für den Auftrag, seine Ausführung und die sich hieraus ergebenden Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung bzw. der Ort der weiteren Beratungsstelle des Steuerberaters, soweit nicht etwas anderes

vereinbart wird.
(3) Gerichtsstand ist, soweit dies zulässig vereinbart werden kann, der Ort der beruflichen Niederlassung bzw. der Ort der weiteren Beratungs stelle

des Steuerberaters.
14. Wirksamkeit bei Teilnichtigkeit

Falls einzelne Bestimmungen dieser Auftragsbedingungen unwirksam sein oder werden sollten, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen
dadurch nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine gültige zu ersetzen, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt.

15. Änderungen und Ergänzungen
Änderungen und Ergänzungen dieser Auftragsbedingungen bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für den Verzicht auf vorstehendes Erfordernis.

© 2002 Kanzlei Bader & Kollege


